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Honorararzt: Scheinselbst-
ständigkeit und Befreiung von 
gesetzlicher Rentenversicherung

Ass. iur. Evelyn Weis, Nürnberg

Die Honorarärzte geraten zunehmend 
in das Visier der Deutschen Rentenver-
sicherung (DRV) wegen der Problematik 
„Scheinselbstständigkeit“, worüber mehr-
fach in den Juslettern berichtet wurde1. 
Es gibt nur wenige Gerichtsentschei-
dungen, die die Selbstständigkeit der 
Honoraranästhesi sten bejaht haben (z.B. 
SG Berlin2). 

Bislang wurden niedergelassene Anästhe-
sisten, die als Honorarärzte an den Klini-
ken arbeiten, von der DRV nicht überprüft. 
Allerdings zeigt sich die Tendenz, dass 
sich die Prüfpraxis der DRV zu Lasten der 
Ärzte ändert. So vertritt die DRV in einem 
Fall die Auffassung, dass ein Anästhesist, 
der eine Privatpraxis betreibt (also über 
eine eigene Betriebsstätte verfügt!), gleich-
wohl als Honorararzt scheinselbstständig 
tätig sei und der bisherige Befreiungsan-
trag für die honorarärztliche Tätigkeit in 
den Jahren 2010/2011 (also vor der Recht-

sprechungsänderung3) nicht mehr gelten 
würde. Da es sich um grundsätzliche Fra-
gen handelt, die für eine Vielzahl unserer 
Mitglieder von Bedeutung sind, unterstützt 
der BDA die Klage des Anästhesisten vor 
dem SG Karlsruhe. Die Klage wurde im 
Februar 2014 eingereicht; wir werden zu 
gegebener Zeit über das Verfahren berich-
ten. 

Merkblatt DRV: Änderungen 
im Befreiungsrecht der Renten-
versicherung

Ass. iur. Evelyn Weis, Nürnberg

Wie im Jusletter September 20134 berich-
tet, wurde durch die BSG-Urteile vom 
31.10.2012 die bisherige Befreiungs praxis 
verschärft. Sofern ein neuer Befreiungsan-
trag gestellt werden muss, ist die Antrags-
frist von 3 Monaten ab Beginn der neuen 
Tätigkeit zu beachten. Das Merkblatt der 
Deutschen Rentenversicherung (Stand: 
10.01.2014)5 gibt einen Überblick über 
die unterschiedlichen Fallgestaltungen 
und deren Beurteilung:

1 Nähere Informationen: BDAktuell JUS-Letter März 2012, Weis E: Honoraranästhesist und Scheinselbstständig-
keit; Scheinselbstständigkeit – Übersicht der Abgrenzungskriterien, Anästh Intensivmed 2012;53:185-188

2 SG Berlin, Urteil vom 10.02.2012, Az. S 208 KR 102/09 und SG Berlin, Urteil vom 26.02.2014, Az. S 208 KR 
2118/12 (nicht rechtskräftig), www.bda.de/urteile/public/

3 BSG, Urteile vom 31.10.2012 – nähere Infos: „Merkblatt DRV: Änderungen im Befreiungsrecht der Renten-
versicherung“ in diesem JUS-Letter

4 Weis E: Achtung: Änderungen im Befreiungsrecht der Rentenversicherung, BDAktuell JUS-Letter September 
2013, Anästh Intensivmed 2013;54:485

5 http://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Inhalt/5_Services/05_fachinformationen/01_ 
aktuelles_aus_der_rechtsprechung/bsg_aenderungen_im_befreiungsrecht_der_rv.html
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Beschäftigungsaufnahme nach dem 
31.10.2012

Für jede nach dem 31.10.2012 neu auf-
genommene versicherungspflichtige Be-
schäftigung oder versicherungspflichtige 
selbstständige Tätigkeit ist ein eigenstän-
diges Befreiungsverfahren durchzuführen. 
Als neu aufgenommen in diesem Sinne 
ist sowohl jede wesentliche Änderung im 
Tätigkeitsfeld bei dem bisherigen Arbeit-
geber, die z.B. durch eine Änderung des 
Arbeitsvertrages zum Ausdruck gebracht 
wird, als auch jeder Arbeitgeberwechsel 
zu verstehen. Ein Betriebsübergang, der 
das bisherige Aufgabengebiet und die ar-
beitsrechtliche Stellung zum Arbeitgeber 
nicht berührt, ist keine neu aufgenom-
mene Beschäftigung. Ebenso stellt z.B. bei 
einem Arzt im Krankenhaus der Wechsel 
von einer Station auf die andere oder vom 
Stationsarzt zum Oberarzt keine wesentli-
che Änderung des Tätigkeitsfeldes dar. ….

Liegt ein beschäftigungsbezogener Be-
freiungsbescheid vor, sind Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung nicht zu 
entrichten. …

Liegt dem Arbeitgeber ein aktueller Befrei-
ungsbescheid oder Befreiungsantrag nicht 
vor, ist dieser verpflichtet, den Arbeitneh-
mer zur gesetzlichen Rentenversicherung 
anzumelden und die Beiträge dorthin zu 
entrichten. Tut er das nicht, werden die 
Beiträge im Rahmen der Betriebsprüfung 
nacherhoben.

Beschäftigungsaufnahme vor dem 
31.10.2012 und Ausübung einer klassi-
schen berufsspezifischen Beschäfti-
gung

Für berufsständisch Versorgte, die in der 
Vergangenheit für die Ausübung einer 
klassischen berufsspezifischen Tätigkeit 
befreit worden waren und nach einem 
Arbeitsplatzwechsel vor dem 31.10.2012 
eine derartige Tätigkeit weiterhin ausüben, 
gilt für die Dauer dieser aktuellen Beschäf-
tigung ein Vertrauensschutz. Bei dieser Be-
rufsgruppe war die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund in der Vergangenheit zur 
Verwaltungsvereinfachung generell davon 
ausgegangen und hatte dies auch nach 
außen so vermittelt, dass einmal erteilte 
Befreiungen bei einem Arbeitgeberwech-
sel ihre Gültigkeit behalten, solange auch 
der neue Arbeitgeber bestimmte Kriterien 

erfüllt und eine entsprechende Tätigkeit 
ausgeübt wird. So mussten z.B. Kranken-
hausärzte … nicht bei jedem Arbeitge-
berwechsel einen neuen Befreiungsantrag 
stellen. Für diese Fälle verbleibt es in der 
aktuellen Beschäftigung bei der bisheri-
gen Praxis. Das heißt: Befreiungsanträge 
müssen zwingend erst bei einem weiteren 
Wechsel der Beschäftigung gestellt wer-
den. Auf Wunsch ist zur Klarstellung auch 
eine Antragstellung für die aktuell ausge-
übte Beschäftigung möglich. Für bereits 
beendete Beschäftigungen werden nach-
träglich keine Befreiungsbescheide erteilt. 
…

Beschäftigungsaufnahme vor dem 
31.10.2012 und Ausübung einer ande-
ren berufsspezifischen Tätigkeit

Anders zu beurteilen sind berufsständisch 
Versorgte, die in der Vergangenheit für die 
Ausübung einer berufsspezifischen Be-
schäftigung oder Tätigkeit befreit worden 
waren, sich aber durch einen Arbeitsplatz-
wechsel vor dem 31.10.2012 von dieser 
Beschäftigung oder Tätigkeit gelöst haben. 
In diesen Fällen war die Befreiung für die 
neue Tätigkeit in den vergangenen Jahren 
regelmäßig von einer konkreten Arbeits-
platzbeschreibung abhängig, da nur be-
rufsspezifische Tätigkeiten nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 SGB VI befreiungsfähig sind. 
Deshalb hatten und haben z.B. Syndi-
kusanwälte, Syndikussteuerberater oder 
Industrieapotheker bei jedem Arbeitge-
berwechsel oder bei jedem wesentlichen 
Wechsel des Tätigkeitsfeldes eine neue 
Befreiung zu beantragen.

Dies war offenbar nicht allen Betroffenen 
in dieser Deutlichkeit bewusst. Zwar sind 
in vielen Fällen für die aktuell ausgeüb-
ten Beschäftigungen jeweils Befreiungs-
anträge gestellt und positiv beschieden 
worden. Andere Betroffene haben sich die 
Weitergeltung ihrer ursprünglichen Befrei-
ung schriftlich durch die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund bestätigen lassen. 
Für beide Personengruppen liegen aktu-
elle Befreiungen vor. Daneben gibt es aber 
viele, die keinen neuen Befreiungsantrag 
gestellt haben und damit nicht im Besitz 
einer Befreiung für die aktuell ausgeübte 
Beschäftigung sind, obwohl diese mögli-
cherweise als berufsspezifisch anzusehen 
ist. Diesen Personen wird die Möglichkeit 
eingeräumt, für ihre eventuell bereits seit 

längerem ausgeübte Tätigkeit die Antrag-
stellung bei der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund nachzuholen, um die Be-
schäftigung beurteilen zu lassen.

Ergibt die Antragsbearbeitung das Vorlie-
gen der Befreiungsvoraussetzungen, dann 
wird eine Befreiung ab dem Datum der 
Antragstellung ausgesprochen. Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung sind 
für diese Beschäftigung weder zukünftig 
noch für die Vergangenheit zu zahlen, 
um einen lückenlosen Schutz durch die 
berufsständische Versorgungswerke zu ga-
rantieren. …

Wird die Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung im Rah-
men des Antragsverfahrens … nachträg-
lich festgestellt, gelten zur Bestimmung 
des Nachzahlungszeitraumes und für die 
Zahlung eventueller Säumniszuschläge 
die allgemeinen Regelungen.  … 

Im Ergebnis kann daher für diesen Perso-
nenkreis nur das Vorliegen einer positiven 
Befreiungsentscheidung zu einer Rechts-
sicherheit im Hinblick auf die Beitrags-
zahlungen führen und den Arbeitgeber 
vor hohen Nachforderungen von Seiten 
der gesetzlichen Rentenversicherung be-
wahren. …“

Risikoaufklärung durch PJ’ler?

Dr. iur. Elmar Biermann, Nürnberg

So eine Überraschung: Hat die Rechtspre-
chung nicht stets betont, dass die Aufklä-
rung ärztliche Aufgabe sei? Und nun will 
das Oberlandesgericht (OLG) Karlsruhe 
(Urteil vom 29.01.2014, Az. 7 U 163/12; 
GesR 3/2014, 161 ff.) die Aufklärung 
durch einen PJ-Studenten genügen lassen? 
Das OLG hatte folgenden Sachverhalt zu 
beurteilen: Die klagende Patientin erlitt 
bei einer Herzkatheteruntersuchung im 
September 2008 im Klinikum (Beklagte) 
eine Dissektion der Arteria femoralis, die 
erst Wochen später diagnostiziert und 
operativ behandelt wurde. Die Patien-
tin verlangt u.a. ein Schmerzensgeld in 
Höhe von mindestens 10.000 1 und die 
Feststellung der Ersatzpflicht für künftige 
Schäden. Das Landgericht (LG) weist die 
auf angebliche Aufklärungs- und Behand-
lungsfehler gestützte Klage ab und kommt 
zu dem Ergebnis, dass die Patientin hinrei-
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chend über das Risiko von Gefäßverlet-
zungen aufgeklärt worden sei. Dass das 
Aufklärungsgespräch von einer Medizin-
studentin im Praktischen Jahr durchgeführt 
wurde, sei unschädlich. Das OLG Karls-
ruhe schließt sich dieser Auffassung an: 
Die Patientin habe wirksam in die Herz-
katheteruntersuchung eingewilligt, die der 
Einwilligung vorausgegangene Aufklärung 
sei weder inhaltlich unzureichend noch 
etwa deshalb unbeachtlich, weil sie durch 
eine Medizinstudentin im Praktischen Jahr 
durchgeführt worden sei und begründet 
dies so:

„Dass die – inhaltlich korrekte – Risiko-
aufklärung von einer Studentin im Prakti-
schen Jahr durchgeführt wurde, hat das LG 
zu Recht und mit zutreffender Begründung 
ausreichen lassen. Es hat auch zutreffend 
erkannt, dass es im konkreten Fall nicht auf 
die Anwesenheit eines Arztes ankommt.

Das LG hat nicht verkannt, dass die Aufklä-
rung des Patienten eine ärztliche Aufgabe 
ist, die zwar grundsätzlich auf einen an-
deren Arzt …, aber nicht auf andere Hilfs-
personen übertragen werden kann …. Das 
beruht auf dem Gedanken, dass der be-
handelnde Arzt als solcher für eine wirk-
same Einwilligung des Patienten zu sorgen 
hat und die dafür erforderliche Aufklärung 
des Patienten medizinische Kenntnisse vo-
raussetzt, die bei nichtärztlichem Personal 
grundsätzlich nicht erwartet werden kön-
nen …. Dementsprechend kann sich der 
behandelnde Arzt bei einer fehlerhaften 
Aufklärung durch einen nachgeordneten 
Kollegen auch nur dann entlasten, wenn 
kein Anlass zu Zweifeln an der Qualifika-
tion des beauftragten Arztes besteht und 
die ordnungsgemäße Durchführung der 
Aufklärung durch klare, stichprobenweise 
kontrollierte Organisationsanweisungen 
sichergestellt wird. …

Entgegen der Auffassung der Berufung ist 
es danach nicht von vornherein unzuläs-
sig, die Aufklärung des Patienten auf einen 
Medizinstudenten im Praktischen Jahr zu 
delegieren. Das LG hat vielmehr zutref-
fend erkannt, dass die Aufklärung durch 
einen solchen Studenten der ärztlichen 
Aufklärung gleichstehen kann. Das ent-
spricht auch dem Zweck des Praktischen 
Jahres, die Anwendung der während des 
vorhergehenden Studiums erworbenen 
ärztlichen Kenntnisse zu lernen … und 

damit die praktischen Fähigkeiten und die 
klinische Erfahrung zu erwerben, die nach 
§ 4 Abs. 2 S. 2 BÄO und Art. 24 Abs. 3 lit. 
d) der Richtlinie 2005/36/EG in der medi-
zinischen Ausbildung vermittelt werden 
müssen.

Danach kann die Aufklärung einem Stu-
denten im Praktischen Jahr übertragen 
werden, wenn sie seinem Ausbildungs-
stand entspricht und unter der Anleitung, 
Aufsicht und Verantwortung des ausbil-
denden Arztes stattfindet. … Das war hier 
der Fall.“ Die Anwesenheit eines Arztes 
beim Aufklärungsgespräch sei nicht erfor-
derlich.

Das Urteil ist rechtskräftig, das OLG hat 
die Revision zum Bundesgerichtshof nicht 
zugelassen. Zwar hat, wie das OLG zuge-
steht, der Bundesgerichtshof „noch nicht 
entschieden, ob und unter welchen Vo-
raussetzungen die ärztliche Aufgabe der 
Eingriffs- und Risikoaufklärung einem Me-
dizinstudenten im Praktischen Jahr über-
tragen werden kann.“ Diese Frage bedarf 
aber nach Auffassung des OLG gar keiner 
Klärung durch den BGH „weil sich die 
Antwort unmittelbar aus § 3 Abs. 4 S. 2 
ApprOÄ ergibt und – soweit ersichtlich – 
auch nicht umstritten ist.“

Letzteres muss bezweifelt werden. Bis-
lang ist die Frage, ob und unter welchen 
Voraussetzungen Medizinstudenten im 
Praktischen Jahr aufklären dürfen, von 
der Rechtsprechung noch gar nicht the-
matisiert worden, geschweige denn, dass 
der Bundesgerichtshof sich dazu geäußert 
hätte. Dass bedeutet: Solange eine höchst-
richterliche Stellungnahme zu dieser Frage 
aussteht, kann nicht empfohlen werden, 
Medizinstudenten im Praktischen Jahr 
selbstständig – und damit auch eigenver-
antwortlich im rechtlichen Sinn – die Auf-
klärung durchführen zu lassen; erst recht 
gilt dies für die Übertragung der Aufklä-
rung auf anderes nicht-ärztliches Personal. 
Zwar erlaubt § 630e Abs. 2 Nr. 2 BGB die 
Aufklärung durch eine Person, die über 
die zur Durchführung der Maßnahme not-
wendige Ausbildung verfügt – dass diese 
Person eine ärztliche sein muss, sagt der 
Gesetzestext nicht. Doch stellt die Begrün-
dung der Bundesregierung zum Gesetz-
entwurf eindeutig klar, dass die Bundes-
regierung von der Aufklärung durch einen 
(approbierten) Arzt ausgegangen ist – es 

muss nur nicht notwendigerweise der Arzt 
sein, der dann später die Maßnahme auch 
durchführt.

Bundessozialgericht zur OPS 
8-980 – Abrechnung einer
intensivmedizinischen Komplex-
behandlung 

Dr. iur. Elmar Biermann, Nürnberg

Ein Krankenhaus (Klägerin) klagt gegen 
eine Krankenkasse (Beklagte), deren versi-
cherter Patient stationär auf einer Intensiv-
station behandelt wurde, auf der von mon-
tags bis freitags in den Regeldienstzeiten 
zwar ein Arzt ständig anwesend war, in der 
übrigen Zeit sowie am Wochenende war 
aber ein Bereitschaftsdienst der Stufe D 
für die gesamte Abteilung Innere Medizin 
einschließlich der darin eingegliederten 
Intensivstation zuständig. Das Kranken-
haus stellte der Krankenkasse gut 130.000 
1 in Rechnung unter Zugrundelegung des 
OPS-Kodes 8-980.8 und rechnete die Fall-
pauschale nach der DRG A07C ab. Die 
Krankenkasse wies die Bezahlung zurück, 
weil die strukturellen Voraussetzungen zur 
Abrechnung nicht gegeben seien und ver-
wies auf ein Gutachten des Medizinischen 
Dienstes, wonach es in dem Krankenhaus 
keinen Schichtdienst und keinen Bereit-
schaftsdienst der Stufe D ausschließlich 
für die Intensivstation gäbe. Die dienst-
habenden Ärzte seien nachts und an den 
Wochenenden über die Intensivstation 
hinaus für die gesamte Innere Medizin 
zuständig gewesen. Das Krankenhaus trug 
vor, die Intensivstation sei in die Abteilung 
Innere Medizin eingegliedert, so dass alle 
diensthabenden Ärzte der Fachabteilung, 
die die Intensivstation mitversorgten, die 
aktuellen Probleme der Intensivpatien-
ten kennen würden und im übrigen in 
der Intensivmedizin erfahren seien. Der 
OPS-Kode sei nicht krankenhausbezogen 
anzuwenden, sondern eine reine Abrech-
nungsvoraussetzung für den jeweiligen 
Behandlungsfall. Bei der Behandlung des 
konkreten Versicherten seien die Anforde-
rung erfüllt gewesen.

Die Krankenkasse erkannte die Forderung 
des Krankenhauses auf Basis der DRG-
Fallpauschale A07D in Höhe von gut 
100.000 1 an, so dass nun noch ein Dif-
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ferenzbetrag von knapp 27.000 1 offen 
stand. Das Sozialgericht (SG) hat die Klage 
abgewiesen und die Auffassung vertreten, 
die Anwendungshinweise zum OPS-Kode 
8-980 verlangten, dass kumulativ die kon-
tinuierliche, 24-stündige Überwachung 
und akute Behandlungsbereitschaft durch 
ein Team von Pflegepersonal und Ärzten, 
die in der Intensivmedizin erfahren seien 
und die Gewährleistung einer ständigen 
ärztlichen Anwesenheit auf der Inten-
sivstation vorliegen müsse; letzteres sei 
im konkreten Fall nicht gegeben. Es gab 
zwar die ständige akute ärztliche Be-
handlungsbereitschaft, aber die ständige 
ärztliche Anwesenheit auf der Intensiv-
station war nicht gewährleistet, da der 
Bereitschaftsarzt zu diesen Zeiten auch 
die Patienten der Normalstation der In-
neren Abteilung zu betreuen hatte. Ob 
im Einzelfall tatsächlich ein Arzt ständig 
auf der Intensivstation anwesend gewesen 
sei, sei unerheblich. Das Landessozialge-
richt (LSG) ist der selben Auffassung und 
hat ergänzend noch darauf hingewiesen, 
mit der Pflicht zur Gewährleistung einer 
ständigen ärzt lichen Anwesenheit auf 
der Intensivstation sei es nicht vereinbar, 
dass der für die Intensivstation zuständige 
Arzt neben diesem Dienst gleichzeitig an 
anderer Stelle des Krankenhauses wei-
tere Aufgaben erfülle. Wie die tatsächli-
chen Verhältnisse im Einzelfall gewesen 
seien, sei unerheblich, zumal sich diese 
im Nachhinein auch kaum klären ließen. 
Das Bundes sozialgericht (BSG, Urteil 
vom 18.07.2013 Az. B 3 KR 25/12 R) teilt 
diese Auffassung:

„Nach dem Kode 8-980 ist die intensiv-
medizinische Komplexbehandlung (Basis-
prozedur) zu verschlüsseln. Hierunter fällt 
nach dem Wortlaut des Kodes die Inten-
sivüberwachung ohne akute Behandlung 
lebenswichtiger Organsysteme oder kurz-
fristige (<24 Stunden) Intensivbehandlung 
sowie die kurzfristige (<24 Stunden) Sta-
bilisierung von Patienten nach operativen 
Eingriffen. Unter den „Hinweisen“ des 
DIMDI finden sich die Mindestmerkmale 
zur Kodierung dieser Prozedur. Danach 
müssen unter anderem folgende Mindest-
merkmale kumulativ vorliegen:

„(1) Kontinuierliche, 24-stündige Überwa-
chung und akute Behandlungsbereitschaft 

durch ein Team von Pflegepersonal und 
Ärzten, die in der Intensivmedizin erfah-
ren sind und die aktuellen Probleme ihrer 
Patienten kennen.

(2) Eine ständige ärztliche Anwesenheit 
auf der Intensivstation muss gewährleistet 
sein“.

Dieses zweite Merkmal ist auf der Inten-
sivstation im Krankenhaus der Klägerin 
nicht erfüllt. Nach den auf deren eige-
nem Vortrag beruhenden Feststellungen 
des LSG war im Behandlungszeitraum 
planmäßig lediglich montags bis freitags 
zwischen 8.00 und 16.30 Uhr ein Arzt 
auf der Intensivstation anwesend. In der 
übrigen Zeit, d.h. alltags von 8.00 Uhr 
und nach 16.30 Uhr sowie am Wochen-
ende, ist ein Bereitschaftsdienst der Stufe 
D für die gesamte Abteilung für Innere 
Medizin einschließlich der Intensivstation 
eingerichtet. Das genügt bei wortgetreuer 
Anwendung des Kodes 8-980 den Voraus-
setzungen nicht, weil durch diesen um-
fassenden Bereitschaftsdienst die ständige 
Anwesenheit eines Arztes gerade auf der 
Intensivstation nicht „gewährleistet“, also 
allgemein sichergestellt ist. Das wäre nur 
bei einem Bereitschaftsdienst der Stufe 
D ausschließlich für die Intensivstation 
der Fall. Im Krankenhaus der Klägerin ist 
hingegen – auch wenn die Intensivstation 
nach den Ausführungen der Klägerin im 
Bereitschaftsdienst vorrangig zu betreuen 
ist – nur die ständige akute ärztliche Be-
handlungsbereitschaft sichergestellt. Zu 
dem Merkmal der „akuten Behandlungs-
bereitschaft“ muss das Merkmal der „stän-
digen ärztlichen Anwesenheit“ nach dem 
eindeutigen Wortlaut des Kodes notwen-
dig hinzutreten. Von einer ständigen ärzt-
lichen Anwesenheit gemäß dem zweiten 
Mindestmerkmal kann aber nicht gespro-
chen werden, wenn ein Arzt auf der In-
tensivstation nicht durchgehend, sondern 
nur im Notfall bzw. nach Bedarf anwe-
send ist. So liegt es indes im Krankenhaus 
der Klägerin. Der Bereitschaftsdienst hat 
nämlich nach der Dienststruktur auch die 
Patienten der Normalstation der Inneren 
Abteilung zu betreuen und muss die dort 
anfallenden ärztlichen Aufgaben über-
nehmen. Während eines solchen Einsat-
zes ist er auf der Intensivstation planmä-
ßig nicht anwesend. Soweit die Klägerin 
auf die Auslegungshinweise des DIMDI 

verweist, wonach der Arzt die Intensivsta-
tion auch verlassen könne, wenn er nur 
innerhalb kürzester Zeit handlungsfähig 
am Patienten sei, übersieht sie die weitere 
Erläuterung, dass eine ständige Anwesen-
heit dann nicht anzunehmen sei, wenn 
der Arzt neben dem Dienst auf der Inten-
sivstation gleichzeitig an anderer Stelle 
weitere Aufgaben übernehmen müsse, 
wie etwa eine Normalstation zu betreuen. 
Dieser Auslegungshinweis ent spricht dem 
Wortlaut des Kodes, der auf die „Gewähr-
leistung“ der ständigen Anwesenheit und 
damit auf eine Planungs- und Struktur-
komponente abstellt. Es kommt daher 
entgegen der Ansicht der Klägerin für die 
Verschlüsselbarkeit des Kodes 8-980 nicht 
darauf an, ob im Einzelfall einer bestimm-
ten Behandlung ein Arzt wegen des ho-
hen Arbeitsanfalls auf der Intensivstation 
tatsächlich ständig anwesend war. Wäre 
dieser Umfang maßgeblich so dürfte die 
Definition der Mindestmerkmale des Ko-
des die Worte „muss gewährleistet sein“ 
nicht enthalten. Eine „Gewährleistung“ 
der ständigen ärztlichen Anwesenheit ist 
nur bei einer dies unter allen – vorher-
sehbaren – Umständen sicherstellenden, 
speziell auf die Intensivstation bezogenen 
Bereitschaftsdienstplanung des Kranken-
hauses gegeben.“

Das BSG bestätigt damit die im OPS-Kode 
8-980 geforderten strukturellen Mindest-
voraussetzungen. Allerdings wird von 
einigen Kommentatoren, u.a. auch von 
der DIVI (DIVI 2014; 5 (1)) das Urteil so 
interpretiert, als sei ein Schichtdienst die 
einzig zulässige Versorgung im Sinne der 
geforderten „ständigen ärztlichen Anwe-
senheit“. Wie das Zitat des Bundessozial-
gerichtes deutlich macht, findet diese 
Auffassung im Urteil keine Stütze. Auch 
der Berufsverband Deutscher Anästhesi-
sten (BDA) teilt diese Auffassung nicht6. 
Die ständige ärztliche Anwesenheit kann 
nicht nur durch einen Schichtdienst, son-
dern auch durch einen eigenen Dienst (D) 
für die Intensivstation gewährleistet wer-
den, wenn dieser in unmittelbarer Nähe 
zur Intensivstation oder auf der Intensiv-
station vorgehalten wird.

 6 Anästh Intensivmed 2014;55:258


